
1 

 
 

MPC Münchmeyer Petersen Capital AG, Hamburg 
WKN A1TNWJ / ISIN DE000A1TNWJ4  

 
Ordentliche Hauptversammlung am 22. April 2021 

(virtuelle Hauptversammlung) 
 

 
Bericht des Vorstands gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 
zu Punkt 7 der Tagesordnung über den Ausschluss des Bezugsrechts im Rahmen des 
neuen Genehmigten Kapitals 2021 

 
Vorstand und Aufsichtsrat haben mit Beschlüssen vom 7./8. Januar 2021 beschlossen, eine 
Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG durchzuführen. Das 
Grundkapital der Gesellschaft wurde von EUR 33.470.706,00 durch teilweise Ausnutzung des 
von der Hauptversammlung am 12. April 2018 beschlossenen genehmigten Kapitals um  
EUR 1.777.778,00 durch Ausgabe von 1.777.778 neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von 
jeweils EUR 1,00 auf EUR 35.248.484,00 erhöht.  
 
Mit Wirksamwerden dieser Kapitalerhöhung durch Eintragung ihrer Durchführung im 
Handelsregister am 21. Januar 2021 verringerte sich das bisherige Genehmigte Kapital 2018 
um EUR 1.777.778,00 auf EUR 14.957.575,00. Auch ist im Rahmen des Genehmigten 
Kapitals 2018 die Ermächtigung des Vorstands, gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn die 
Aktien zu einem Ausgabebetrag ausgegeben werden, der den Börsenpreis nicht wesentlich 
unterschreitet, und die Kapitalerhöhung insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht 
überschreitet, damit zu mehr als 50% ausgeschöpft. Die Gesellschaft verfügt daher nicht mehr 
in ausreichendem Maß über Genehmigtes Kapital, so dass das verbliebene Genehmigte 
Kapital 2018 durch ein neues Genehmigtes Kapital 2021 ersetzt werden soll. 
 
Vor diesem Hintergrund schlagen Vorstand und Aufsichtsrat der Hauptversammlung unter 
Tagesordnungspunkt 7 vor, ein neues Genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 2021) unter 
Berücksichtigung der Kapitalerhöhung 2021 zu schaffen. 
 
Mit der vorgeschlagenen Schaffung des Genehmigten Kapitals 2021 soll der Gesellschaft der 
größtmögliche Spielraum gewährt werden, die Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft den 
geschäftlichen und rechtlichen Erfordernissen anzupassen. Bei der Ausnutzung des 
genehmigten Kapitals haben die Aktionäre grundsätzlich ein Bezugsrecht. Es wird jedoch 
vorgeschlagen, den Vorstand zu ermächtigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 
 
- bei Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, insbesondere im Zusammenhang mit dem 

Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder Wirtschaftsgütern; 
 
Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapitalerhöhungen aus 
Genehmigtem Kapital soll der Gesellschaft die Möglichkeit geben, in geeigneten Fällen 
Unternehmen bzw. Unternehmensteile, Beteiligungen an Unternehmen oder 
Wirtschaftsgüter gegen Überlassung von Aktien der Gesellschaft erwerben oder sich mit 
anderen Unternehmen zusammenschließen zu können. Die Gesellschaft hat damit ein 
Instrument, um eventuelle Akquisitionsmöglichkeiten unter Zuhilfenahme flexibler und 
liquiditätsschonender Finanzierungsvarianten zu realisieren. Die Möglichkeit, rasch und 
erfolgreich auf entsprechende vorteilhafte Angebote oder sich bietende Gelegenheiten 
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reagieren zu können, dient dabei auch dem Erhalt und der Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Gesellschaft sowie der Steigerung ihrer Ertragskraft und des 
Unternehmenswertes. Die Ermächtigung erstreckt sich insbesondere auf den Erwerb von 
Beteiligungen im Rahmen sogenannter „share deals“, d. h. durch den Erwerb von 
Gesellschaftsanteilen, sowie auf den Erwerb im Rahmen sogenannter „asset deals“, d. h. 
der Übernahme eines Unternehmens oder Unternehmensteils mittels Erwerb der sie 
bestimmenden Vermögensgegenstände, Rechte, Vertragspositionen und Ähnlichem 
sowie den Erwerb anderer Wirtschaftsgüter einschließlich von verbrieften und 
unverbrieften Forderungen gegen die Gesellschaft. Da eine Kapitalerhöhung in den 
vorgenannten Fällen häufig kurzfristig erfolgen muss, kann diese in aller Regel nicht von 
der nur einmal jährlich stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung unmittelbar 
beschlossen werden. Die Einberufung einer außerordentlichen Hauptversammlung für 
jeden einzelnen Erwerb wäre in diesen Fällen jedoch aus Kosten- und Zeitgründen nicht 
praktikabel. Es bedarf eines Genehmigten Kapitals, das der Vorstand – mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats – schnell nutzen kann. 

 
– es erforderlich ist, um den Inhabern von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 

Optionsrechten bzw. mit Wandlungspflichten auf Aktien der Gesellschaft, die von der 
Gesellschaft oder deren nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben wurden, ein 
Bezugsrecht in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- 
bzw. Optionsrechts bzw. nach Erfüllung ihrer Wandlungspflicht als Aktionär zustehen 
würde;  
 
Bei Kapitalmaßnahmen der Gesellschaft wird den Inhabern von Schuldverschreibungen 
mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. mit Wandlungspflichten auf Aktien der 
Gesellschaft üblicherweise in bestimmten Fällen ein Verwässerungsschutz gewährt. In der 
Kapitalmarktpraxis wird der Verwässerungsschutz entweder durch die Anpassung der 
jeweiligen Wandel- oder Optionsbedingungen (z.B. Zahlung eines Ausgleichsbetrags in 
Geld oder Herabsetzung der Zuzahlung) oder durch Einräumung eines Bezugsrechts auf 
die bei Ausnutzung des Genehmigten Kapitals auszugebenden neuen Aktien gewährt. 
Welche der beiden Möglichkeiten angebracht ist, entscheidet der Vorstand mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats jeweils zeitnah vor Ausnutzung der Ermächtigung zur 
Ausgabe der neuen Aktien. Um diesbezüglich nicht von vornherein auf eine Alternative 
beschränkt zu sein, soll dem Vorstand diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss 
erteilt werden. Dieser Bezugsrechtsausschluss ermöglicht es der Gesellschaft, im Falle 
einer Kapitalerhöhung den Inhabern bereits bestehender Schuldverschreibungen mit 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. mit Wandlungspflichten Bezugsrechte anzubieten, 
statt den Wandlungs- oder Optionspreis entsprechend den jeweiligen Wandel- oder 
Optionsbedingungen anzupassen, ohne dass die Gesellschaft dabei auf eigene Aktien 
zurückgreifen muss. Die unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre an Inhaber von 
Schuldverschreibungen mit Wandlungsrechten bzw. mit Wandlungspflichten 
auszugebenden neuen Aktien werden an diese Inhaber jeweils zu denselben Konditionen 
ausgegeben, wie sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug angeboten werden. 

 
– für Spitzenbeträge; 
 

Für die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Spitzenbeträgen sind 
ausschließlich technische Gründe maßgeblich. Hierdurch soll es dem Vorstand im 
Einzelfall ermöglicht werden, ein glattes Bezugsverhältnis herzustellen. Dies erleichtert die 
Abwicklung von Bezugsrechten und erspart zusätzlichen Aufwand. 

 
– wenn die Aktien zu einem Ausgabebetrag ausgegeben werden, der den Börsenpreis nicht 

wesentlich unterschreitet und die Kapitalerhöhung insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht 
überschreitet. Auf diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die aufgrund anderer 
Ermächtigungen in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG unter Bezugsrechtsausschluss veräußert oder ausgegeben wurden; 
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Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Barkapitalerhöhungen gibt 
dem Vorstand die Möglichkeit, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszuschließen. Der Vorschlag liegt damit im 
Rahmen der gesetzlichen Regelung. Diese Ermächtigung ermöglicht eine kurzfristige 
Aktienplatzierung unter flexibler Ausnutzung günstiger Marktverhältnisse und führt in der 
Regel zu einem deutlich höheren Mittelzufluss als im Fall einer Aktienplatzierung mit 
Bezugsrecht, da bei der Festlegung des Platzierungsentgelts kein Kursänderungsrisiko für 
den Zeitraum der Bezugsfrist berücksichtigt werden muss. Der Vorstand soll mit dieser 
Form der Kapitalerhöhung in die Lage versetzt werden, die für die zukünftige 
Geschäftsentwicklung erforderliche Stärkung der Eigenkapitalausstattung zu optimalen 
Bedingungen vornehmen zu können und auch sehr kurzfristig einen eventuellen 
Kapitalbedarf zu decken, um Marktchancen in verschiedenen Geschäftsfeldern schnell und 
flexibel nutzen zu können. Eine solche Kapitalerhöhung darf 10 % des Grundkapitals nicht 
übersteigen. Darauf sind auch die Aktien anzurechnen, die aufgrund anderer 
Ermächtigungen in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG unter Bezugsrechtsausschluss veräußert oder ausgegeben wurden. Mit dieser 
Begrenzung wird dem Bedürfnis der Aktionäre nach Verwässerungsschutz für ihren 
Anteilsbesitz Rechnung getragen. Der Vorstand wird den Ausgabepreis so nahe an dem 
dann aktuellen Börsenkurs festlegen, wie dies unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Situation am Kapitalmarkt möglich ist, und sich um eine marktschonende Platzierung der 
neuen Aktien bemühen. Damit kann jeder Aktionär zur Aufrechterhaltung seiner 
Beteiligungsquote Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen am Markt erwerben. 
 

– zur Durchführung einer sogenannten Aktiendividende (scrip dividend), bei der den 
Aktionären angeboten wird, ihren Dividendenanspruch wahlweise (ganz oder teilweise) als 
Sacheinlage gegen Gewährung neuer Aktien aus dem Genehmigten Kapital 2021 in die 
Gesellschaft einzulegen; 
 
Diese Ermächtigung gibt dem Vorstand die Möglichkeit, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um eine sogenannte 
Aktiendividende (scrip dividend) zu optimalen Bedingungen durchführen zu können. Bei 
der Aktiendividende wird den Aktionären angeboten, ihren mit dem 
Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung entstandenen Anspruch auf 
Auszahlung der Dividende als Sacheinlage in die Gesellschaft einzulegen, um neue Aktien 
zu beziehen.   
 
Die Durchführung einer Aktiendividende kann als echte Bezugsrechtsemmission 
insbesondere unter Beachtung der Bestimmungen in § 186 Abs. 1 AktG 
(Mindestbezugsfrist von 2 Wochen) und § 186 Abs. 2 AktG (Bekanntgabe des 
Ausgabebetrags spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist) erfolgen. Dabei werden 
den Aktionären nur jeweils ganze Aktien zum Bezug angeboten; hinsichtlich des Teils des 
Dividendenanspruchs, der den Bezugspreis für eine ganze Aktie nicht erreicht (bzw. diesen 
übersteigt), sind die Aktionäre auf den Bezug der Bardividende verwiesen und können 
insoweit keine Aktie zeichnen; ein Angebot von Teilrechten ist ebensowenig vorgesehen 
wie die Einrichtung eines Handels von Bezugsrechten oder Bruchteilen davon. Weil die 
Aktionäre anstelle des Bezugs neuer Aktien insoweit eine Bardividende erhalten, erscheint 
dies als gerechtfertigt und angemessen. 
 
Im Einzelfall kann es je nach Kapitalmarktsituation vorzugswürdig sein, die Gewährung 
einer Aktiendividende anzubieten und vorzubereiten, ohne insoweit an die 
Beschränkungen des § 186 Abs. 1 AktG (Mindestbezugsfrist von 2 Wochen) und § 186 
Abs. 2 AktG (Bekanntgabe des Ausgabebetrags spätestens drei Tage vor Ablauf der 
Bezugsfrist) gebunden zu sein. Der Vorstand soll deshalb auch ermächtigt sein, zwar allen 
Aktionären, die dividendenberechtigt sind, unter Wahrung des allgemeinen 
Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) neue Aktien zum Bezug gegen Einlage ihres 
Dividendenanspruchs anzubieten, jedoch mit Zustimmung des Aufsichtsrats formal das 
Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt auszuschließen. Die Durchführung der 
Aktiendividende unter formalem Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht die 
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Durchführung der Aktiendividende zu flexibleren Bedingungen. Angesichts des 
Umstandes, dass allen Aktionären die neuen Aktien angeboten werden und 
überschießende Dividenden-Teilbeträge durch Zahlung der Bardividende abgegolten 
werden, erscheint auch insoweit der Bezugsrechtsausschluss als gerechtfertigt und 
angemessen. 

 
Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss Gebrauch machen wird. Eine Ausnutzung dieser Möglichkeit wird nur 
dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats im 
Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt. 

 
Hamburg, 5. März 2021 
 
MPC Münchmeyer Petersen Capital AG 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorstand 


